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THEMA DES MON ATS  

EU-Kommission legt Affordable Housing Act vor 

Die Europäische Kommission hat am 9. September 2026 ihren Entwurf zum Gesetz über erschwingli-

chen Wohnraum (Affordable Housing Act, AHA) vorgelegt. Dieses soll es nationalen, regionalen und lo-

kalen Behörden ermöglichen, in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt gezielte Maßnahmen zu 

ergreifen, etwa um die Auswirkungen der Kurzzeitvermietung auf die Verfügbarkeit und Erschwinglichkeit 

von Wohnraum zu begrenzen. Vorgesehen sind ein gemeinsamer Rahmen und eine gemeinsame Metho-

dik zur Identifizierung angespannter Wohnungsmärkte sowie Anforderungen an die Begründung, Verhält-

nismäßigkeit und Transparenz wohnungsbezogener Maßnahmen. 

 

Mit dem Verordnungsvorschlag sollen eventuelle negative Auswirkungen von Kurzzeitvermietungen ein-

gedämmt werden. Dazu zählen Maßnahmen, die den Zugang zu oder die Bereitstellung von Kurzzeitver-

mietungsdienstleistungen in Wohnimmobilien beschränken, sofern es sich nicht um den Hauptwohnsitz 

des Vermieters handelt. Ebenso können Maßnahmen zur Beschränkung des Erwerbs oder der Nutzung 

von Grundstücken und Wohnimmobilien für andere Zwecke als den Hauptwohnsitz vorgesehen werden. 

 

Nach Artikel 6 des Verordnungsvorschlags müssen Behörden anhand bestimmter Kriterien prüfen, ob ein 

Gebiet von einem angespannten Wohnungsmarkt betroffen ist. Dazu gehören:  

 

• Das Preis-Einkommens-Verhältnis entspricht dem Schwellenwert von acht oder übersteigt diesen; 

dies entspricht acht Jahren des verfügbaren Pro-Kopf-Einkommens, das zum Erwerb einer Woh-

nung durchschnittlicher Größe im Wohnungsbestand des betreffenden Gebiets erforderlich wäre  

• Das Preis-Einkommens-Verhältnis ist im Zeitraum der letzten 10 Jahre, für die Daten vorliegen, 

gestiegen. (Dieses Kriterium findet keine Anwendung, wenn das Preis-Einkommens-Verhältnis 10 

oder mehr beträgt). 

• Ohne diese Maßnahme ist es unwahrscheinlich, dass sich die angespannte Wohnraumsituation in 

den drei Jahren nach ihrer Verabschiedung entspannt, wie aus der Bewertung der folgenden Fak-

toren hervorgeht: Bevölkerungsentwicklung, Wohnungsangebot, Wohnraumnachfrage.  

 

Die zuständigen Behörden müssen sich auf objektive, transparente und überprüfbare Daten stützen und 

sich an fundierte statistische Grundsätze halten. Maßnahmen gegen Kurzzeitvermietung dürfen nur ergrif-

fen werden, wenn nachgewiesen wurde, dass sich die Verfügbarkeit oder Erschwinglichkeit von Wohnraum 

in den mindestens drei Jahren vor Erlass der Maßnahme verschlechtert hat. Zudem muss nachgewiesen 

werden, dass der Erwerb oder die Nutzung von Grundstücken und Wohnimmobilien zu anderen Zwecken 

als dem Hauptwohnsitz negative Auswirkungen auf die Verfügbarkeit oder Erschwinglichkeit von Wohn-

raum hätte. 

 

Die Maßnahmen müssen zudem auf das Gebiet beschränkt sein, in dem der Wohnungsmarkt angespannt 

ist. Sie müssen auf einer Bewertung beruhen, aus der hervorgeht, dass keine andere, weniger einschnei-

dende Maßnahme ebenso wirksam wäre. 

 

Der Verordnungsvorschlag wird durch eine separate Empfehlung der Kommission zur Verbesserung der 

Bezahlbarkeit und des Wohnangebots in angespannten Wohnungsmärkten ergänzt. Darin empfiehlt die 

Kommission ortsspezifische Maßnahmen, um insbesondere das Angebot zu erhöhen. Die zuständigen 

Behörden sollen hierzu Pläne zur Beschleunigung des Wohnungsbaus entwickeln oder entsprechende 

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fhousing.ec.europa.eu%2Fdocument%2F35c4d242-60cb-408e-8a96-6ddf8ad18a70_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cfe971c19d964430352d808df0e7aedf3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639245593267457380%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=wZiMUoAHLeEjjP3MJ%2FG4vjdNAlVqq6qTvgd%2BIoDs0jc%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fhousing.ec.europa.eu%2Fdocument%2F35c4d242-60cb-408e-8a96-6ddf8ad18a70_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cfe971c19d964430352d808df0e7aedf3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639245593267457380%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=wZiMUoAHLeEjjP3MJ%2FG4vjdNAlVqq6qTvgd%2BIoDs0jc%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fhousing.ec.europa.eu%2Fdocument%2F1306dfef-fdb8-4cb2-93ce-265336891ef3_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cfe971c19d964430352d808df0e7aedf3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639245593267485535%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=bRSI1MNoLSow%2BPpvcnCYaX%2BPPdJeLJpnTOLgnVXzGcU%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fhousing.ec.europa.eu%2Fdocument%2F1306dfef-fdb8-4cb2-93ce-265336891ef3_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cfe971c19d964430352d808df0e7aedf3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639245593267485535%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=bRSI1MNoLSow%2BPpvcnCYaX%2BPPdJeLJpnTOLgnVXzGcU%3D&reserved=0
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Maßnahmen in bestehende Pläne integrieren. Ein besonderer Schwerpunkt soll dabei auf Wohnraum un-

terhalb des Marktpreises liegen. 

 

Zudem soll der Bau und die Sanierung durch schnellere Genehmigungsverfahren, effizientere Beschaf-

fungsverfahren und modernere Bauweisen beschleunigt werden. Dazu gehört unter anderem, Genehmi-

gungsverfahren für sozialen und bezahlbaren Wohnraum zu priorisieren sowie Genehmigungsverfahren 

für Sanierungen zu beschleunigen. Dies betrifft insbesondere Maßnahmen zur Verbesserung der Energie-

effizienz, Anpassungen und Erweiterungen, die Umnutzung bestehender Gebäude zu Wohnzwecken so-

wie Grundstücksteilungen. Unter bestimmten Voraussetzungen sollen auch Abweichungen von lokalen 

Bebauungsvorschriften ermöglicht werden, sofern wesentliche Qualitäts- und Nachhaltigkeitsstandards für 

Gebäude und Stadtviertel eingehalten werden. 

 

Darüber hinaus empfiehlt die Kommission den zuständigen Behörden, die bestehenden Spielräume des 

EU-Rahmens für die öffentliche Beschaffung stärker zu nutzen, um hochwertigen Wohnraum schneller 

bereitzustellen. Dazu gehören der Einsatz innovativer Produkte und Bauweisen wie Vorfertigung und Off-

Site-Bau und beschleunigte Beschaffungsverfahren, etwa durch Rahmenverträge und gemeinsame Be-

schaffung.  

 

In einem nächsten Schritt muss der Vorschlag vom Europäischen Parlament und vom Rat geprüft und 

angenommen werden. Der Zeitplan der Kommission sieht vor, den Gesetzgebungsprozess im Rahmen 

der Trilogverhandlungen bis zum Ende des Jahres abzuschließen. Das Europäische Parlament wird zu-

nächst seinen Berichterstatter und die Schattenberichterstatter für den Gesetzgebungsvorschlag festlegen. 

(dv, gdw, zia) 

 

 

 

 

 

 



 
 

SEPTEMBER 2026 

AKTUELLES AUS POLITIK UND GESETZGEBUNG 

 

 

 

 

5 

AKTU ELLES AU S POLITIK UND  GESETZGEBUNG  

Rede zur Lage der EU 2026: Kommissionspräsi-

dentin von der Leyen stellt Prioritäten für das 

kommende Jahr vor 

 

Am 16. September 2026 hat Kommissionspräsiden-

tin Ursula von der Leyen vor dem Europäischen Par-

lament ihre jährliche Rede zur Lage der Europäi-

schen Union gehalten. Neben außen- und sicher-

heitspolitischen Fragen standen insbesondere die 

Wettbewerbsfähigkeit Europas, Investitionen, Ener-

gie, Wohnen sowie die Anpassung an den Klima-

wandel im Mittelpunkt. 

• Wettbewerbsfähigkeit und Banken: Die Kom-

mission will die wirtschaftlichen Rahmenbedin-

gungen für Investitionen weiter verbessern. 

Hierzu kündigte sie ein neues Bankenpaket an. 

Die Kommission sieht dabei eine stärkere Rolle 

des Bankensektors bei der Finanzierung von 

Wachstum und Investitionen vor. Bereits im Juli 

hatte die Kommission eine entsprechende Mit-

teilung veröffentlicht (vgl. S.13) 

• Wohnen: Auch die europäische Wohnungspoli-

tik bleibt auf der politischen Agenda. Von der 

Leyen verwies auf den kurz zuvor vorgelegten 

ersten europäischen Affordable Housing Act, 

mit dem die Kommission insbesondere Kurzzeit-

vermietungen und Wohnraumspekulation ad-

ressieren will.  

• Klimaresilienz und Versicherungen: Einen 

weiteren Schwerpunkt bildete die Anpassung 

Europas an zunehmende Klimarisiken. Für Ok-

tober kündigte von der Leyen einen neuen euro-

päischen Rahmen für Klimaresilienz an. Dieser 

soll unter anderem 100 besonders gefährdete 

Regionen identifizieren und die Zuständigkeiten 

für den Umgang mit Klimarisiken untersuchen. 

Darüber hinaus plant die Kommission eine so-

genannte „Climate Insurance Alliance“, um Ver-

sicherungslücken bei Naturkatastrophen zu ver-

ringern. 

• Energie und Infrastruktur: Zudem soll der 

Ausbau heimischer sauberer Energie und eine 

stärkere Elektrifizierung Europas vorangetrie-

ben werden. Bis 2040 soll sich der Anteil von 

Strom am europäischen Energiemix verdop-

peln. Eine zentrale Rolle soll der Ausbau und die 

Modernisierung der Stromnetze spielen. 

Einen konkreteren Fahrplan für die kommenden Ini-

tiativen wird das Arbeitsprogramm der Europäi-

schen Kommission für 2027 liefern, das im Oktober 

vorgestellt werden soll. (zia) 

 

EU-Kommission veröffentlicht Verordnungsvor-

schlag zur öffentlichen Vergabe 

 

Die EU-Kommission hat am 9. September 2026 ih-

ren Vorschlag zur Revision der öffentlichen Verga-

berichtlinie vorgelegt. 

 

Das Ziel der EU-Kommission ist es, mit der Reform 

der europäischen Vergabevorschriften die Mängel 

zu beheben, die im seit 2014 geltenden Rechtsrah-

men festgestellt wurden und im Einklang mit den eu-

ropäischen Zielen den öffentlichen Auftraggebern 

durch die Einführung einer „europäischen Präfe-

renz“ die Möglichkeit zu geben, bestimmte Aufträge 

geografisch für Wirtschaftsteilnehmer zu reservie-

ren. 

 

Um den derzeitigen Rechtsrahmen zu vereinfachen, 

wird vorgeschlagen, alle Richtlinien, die das traditio-

nelle öffentliche Auftragswesen (Richtlinie 2014/24), 

spezielle Sektoren (Richtlinie 2014/25) und Konzes-

sionen (Richtlinie 2014/23) regeln, in einer einzigen 

Verordnung zusammenzufassen. Die Richtlinie über 

die öffentliche Auftragsvergabe im Verteidigungsbe-

reich bleibt von der Rechtsreform unberührt. 

 

Vorschlag der EU-Kommission: 

 

• Es werden neue und vereinfachte Vergabever-
fahren eingeführt:  
o Offenes Verfahren: Einfaches und flexibles 

Verfahren, bei dem interessierte Unterneh-
men ein Angebot abgeben können. Ver-
handlungen und Eignungskriterien sind op-
tional.  

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/state-union_en?prefLang=de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/state-union_en?prefLang=de
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fsingle-market-economy.ec.europa.eu%2Fpublications%2Fproposal-regulation-public-contracts-and-concessions_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cf9da4adcde2845c0e77508df0e77e5bb%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639245580447197207%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=G19Bp%2FSIKhvkOokwji%2BfUee3DY9nCoTuolSEB08284g%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fsingle-market-economy.ec.europa.eu%2Fpublications%2Fproposal-regulation-public-contracts-and-concessions_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cf9da4adcde2845c0e77508df0e77e5bb%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639245580447197207%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=G19Bp%2FSIKhvkOokwji%2BfUee3DY9nCoTuolSEB08284g%3D&reserved=0
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o Dynamisches vereinfachtes Verfahren: 
Agiles Instrument für Beschaffungen bei ei-
nem vorab gebildeten Anbieterkreis, aus 
dem Unternehmen für einzelne Aufträge 
zur Angebotsangabe oder Verhandlungen 
eingeladen werden.  

o Innovationsverfahren: Ermöglicht die Ent-
wicklung, Erprobung und Beschaffung von 
noch zu entwickelnden Lösungen in einem 
einzigen Verfahren. 

• Bei der Vergabe soll grundsätzlich das beste 
Preis-Leistungs-Verhältnis entscheidend sein. 
Neben dem Preis können insbesondere Quali-
tät, technische und funktionale Eigenschaften, 
soziale und ökologische Aspekte, Sicherheit, 
Personalqualifikation sowie Serviceleistungen 
berücksichtigt werden.  

• Qualitative Kriterien müssen mindestens 30 % 
der Bewertung ausmachen, bei arbeitsintensi-
ven Aufträgen mindestens 50 %.  

• Umwelt- und ESG-Anforderungen bei öffentli-
chen Aufträgen werden genauer geregelt.  

• Es soll eine „europäische Präferenz“ möglich 
werden. Öffentliche Auftraggeber sollen z.B. die 
Teilnahme auf Unternehmen aus der EU bzw. 
bestimmte EU-Vertragspartner beschränken 
können oder verlangen können, dass Leistun-
gen und Waren aus diesen Gebieten stammen.  

• Die Europäische Kommission soll weitere Re-
geln zur europäischen Präferenz festlegen kön-
nen.  

• Die Mitgliedstaaten müssen jährlich ihre geplan-
ten öffentlichen Beschaffungen darstellen. 
Gleichzeitig sollen digitale, interaktive Lösungen 
den Zugang zu Ausschreibungen erleichtern 
und Unternehmen ermöglichen, bestimmte 
Nachweise nur einmal einzureichen.  

 

Interessant im Vorschlag ist die Flexibilisierung der 

Losvergabe. Unter Titel III - Horizontale Vorgaben in 

Artikel 100 (Aufteilung in Lose) wird folgende Neu-

formulierung vorgeschlagen: 

 

1. Öffentliche Auftraggeber prüfen, ob Aufträge in 

Lose aufgeteilt werden sollen. 

2. Bei der Beurteilung, ob ein Auftrag in Lose auf-

geteilt werden sollte, berücksichtigen öffentli-

che Auftraggeber gegebenenfalls den potenzi-

ellen Beitrag einer solchen Aufteilung zur Stei-

gerung der Beteiligung von KMU, zur Verringe-

rung der Abhängigkeit von einem einzigen An-

bieter, zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit 

der Lieferkette und der Versorgungssicherheit 

sowie zur Förderung von Innovation, aber auch 

die Auswirkungen einer solchen Aufteilung auf 

die Effizienz und die Risiken im Zusammen-

hang mit der Integrität des Vergabeverfahrens. 

Ist eine Aufteilung in Lose gemäß Absatz 6 

nicht vorgeschrieben und halten öffentliche 

Auftraggeber eine solche Aufteilung für nicht 

angemessen, so sind sie verpflichtet, die 

Hauptgründe hierfür in den Beschaffungsde-

tails oder in den einzelnen Unterlagen gemäß 

Artikel 109 anzugeben. 

3. Beschließen öffentliche Auftraggeber, einen 

Auftrag in Lose aufzuteilen, müssen Umfang, 

Größe, Anzahl und Art der Lose in einem ange-

messenen Verhältnis zum Gegenstand und zur 

Komplexität des Auftrags stehen. 

4. Öffentliche Auftraggeber können Aufträge für 

einzelne Lose vergeben, ohne die in dieser 

Verordnung vorgesehenen Verfahren anzu-

wenden, sofern der geschätzte Wert des be-

treffenden Loses ohne Mehrwertsteuer bei Lie-

ferungen oder Dienstleistungen unter 80 000 

EUR und bei Bauleistungen unter 1 Million 

EUR liegt. Der Gesamtwert, der auf diese 

Weise ohne Anwendung dieser Verordnung 

vergebenen Lose darf jedoch 20 % des Ge-

samtwerts aller Lose nicht überschreiten, in die 

das geplante Bauvorhaben, der geplante Er-

werb gleichartiger Lieferungen oder die ge-

plante Erbringung von Dienstleistungen unter-

teilt wurde. 

5. Öffentliche Auftraggeber können die Anzahl der 

Lose begrenzen, für die Wirtschaftsteilnehmer 

Angebote einreichen dürfen. Sie müssen diese 

Begrenzung in den Ausschreibungsunterlagen 

angeben. 

6. Öffentliche Auftraggeber können die Anzahl der 

Lose begrenzen, die an einen einzelnen Bieter 

vergeben werden dürfen. In diesem Fall müs-

sen öffentliche Auftraggeber in den Ausschrei-

bungsunterlagen die Höchstzahl und gegebe-

nenfalls die möglichen Kombinationen von Lo-
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sen angeben. Sie müssen in den Ausschrei-

bungsunterlagen außerdem die objektiven und 

nichtdiskriminierenden Kriterien oder Regeln 

angeben, die sie zur Festlegung der zu verge-

benden Lose anwenden wollen, falls die An-

wendung der Zuschlagskriterien dazu führen 

würde, dass einem Bieter mehr Lose als die 

Höchstzahl zugeteilt würden. 

7. Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass öf-

fentliche Auftraggeber Aufträge in Lose auftei-

len müssen. 

8. Artikel 100, Absatz 2, gibt dem öffentlichen Auf-

traggeber die Freiheit, vom Losverfahren abzu-

weichen. Die Abweichung muss aber in den 

Vergabedokumenten begründet werden. Wie in 

Absatz 7 festgelegt, obliegt die Kompetenz den 

Mitgliedstaaten, obligatorische Losverfahren 

vorzuschreiben.  

Mit der Veröffentlichung des Vorschlags beginnt nun 

das ordentliche Gesetzgebungsverfahren. Das Eu-

ropäische Parlament und der Rat der EU befassen 

sich nun mit dem Kommissionsvorschlag und legen 

ihre jeweiligen Positionen fest. Anschließend wer-

den die Trilogverhandlungen über die endgültige 

Ausgestaltung der neuen europäischen Vergabe-

vorschriften beginnen. Parallel hat die Europäische 

Kommission eine öffentliche Konsultation (Frist 24. 

November 2026) zu dem Gesetzesvorschlag eröff-

net, die das Verfahren informieren soll. (gdw, zia) 

 

EU-Kommission sammelt Feedback zur EHS-

Überarbeitung 

 

Die Europäische Kommission sammelt seit dem 20. 

August 2026 Rückmeldungen zur Überarbeitung 

des Emissionshandelssystems (EHS). Grundlage ist 

der Überarbeitungsvorschlag vom 17. Juli 2026, der 

zum Ziel hat, die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 

zu stärken und zugleich die Rolle des EHS bei der 

Erreichung der Klima- und Energieziele zu erhalten. 

Rückmeldungen sind bis zum 3. November 2026 

möglich. 

 

Der Kommissionsvorschlag hat bei den Mitglied-

staaten bislang insbesondere Fragen zur künftigen 

Ausgestaltung und Konditionierung der kostenlosen 

Zuteilung, zum Zusammenspiel mit dem CO2-

Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) sowie zur 

Nutzung internationaler Emissionsgutschriften auf-

geworfen. Eine gemeinsame Position der Mitglied-

staaten steht noch aus.  

 

Auf Seiten des Europäischen Parlaments hat der 

Europaabgeordnete Peter Liese (CDU/EVP) am 11. 

September 2026 seinen Berichtsentwurf zum EHS-

Überarbeitungsvorschlag vorgestellt.  

 

Liese schlägt unter anderem vor, dass die EU-Mit-

gliedstaaten 75 % statt von der Kommission vorge-

schlagenen 50 % der EHS-Einnahmen in die Dekar-

bonisierung der vom EHS erfassten Sektoren ver-

wenden sollen. 

 

Beim linearen Reduktionsfaktor (LRF) sieht der Be-

richtsentwurf zunächst eine Verlangsamung vor: Für 

den Zeitraum 2031 bis 2035 soll er von 3,7 % auf 3,4 

% gesenkt und anschließend zwischen 2036 und 

2040 von 1,7 % auf 2,3 % angehoben werden. Für 

die schrittweise Einbeziehung der Siedlungsabfall-

verbrennung in das EHS sieht der Entwurf zudem 

eine gestaffelte zusätzliche Zertifikatszuteilung von 

2031 bis 2034 vor, danach greift der reguläre LRF.  

 

Die Marktstabilitätsreserve soll beibehalten werden. 

Steigt der durchschnittliche Zertifikatspreis über ei-

nen Zeitraum von drei Monaten um mehr als 25 %, 

sollen dem Markt 25 Millionen Zertifikate (anstelle 

von 7 Mio.) zugeführt werden. Sinkt der Preis im 

gleichen Zeitraum um mehr als 25%, sollen 25 Milli-

onen Zertifikate in die Reserve eingestellt werden.  

 

Darüber hinaus schlägt Liese vor, Technologien zur 

Kohlenstoffabscheidung und -entfernung bereits ab 

2029 (statt 2031) in das EHS einzubeziehen. 

 

Für die effizientesten 10 % der Anlagen soll die kos-

tenlose Zuteilung erhöht werden.  

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/15492-EU-Vorschriften-fur-die-Vergabe-offentlicher-Auftrage-Uberarbeitung_de
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Finfo%2Flaw%2Fbetter-regulation%2Fhave-your-say%2Finitiatives%2F14549-EU-Emissionshandelssystem-See-und-Luftverkehr-sowie-ortsfeste-Anlagen-und-Marktstabilitatsreserve-Uberprufung_de&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cc5ff1732b4004129a62708df133e67b3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639250830876133005%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=6SgjM2oJct9V%2Furil94sTgldfwafpsKBBKpnhLnRqBA%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fec.europa.eu%2Finfo%2Flaw%2Fbetter-regulation%2Fhave-your-say%2Finitiatives%2F14549-EU-Emissionshandelssystem-See-und-Luftverkehr-sowie-ortsfeste-Anlagen-und-Marktstabilitatsreserve-Uberprufung_de&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cc5ff1732b4004129a62708df133e67b3%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639250830876133005%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=6SgjM2oJct9V%2Furil94sTgldfwafpsKBBKpnhLnRqBA%3D&reserved=0
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Zudem fordert er eine schrittweise Ausweitung des 

CO₂-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) bis 

2030. Gleichzeitig sollen mehr kostenlose Zertifikate 

für die vom CBAM erfassten Sektoren zur Verfügung 

stehen. 

 

Ein endgültiger Standpunkt des Parlaments wird vo-

raussichtlich im Dezember 2026 beschlossen. Auch 

der Rat muss seine Position noch festlegen. Erst 

wenn beide Institutionen ihre jeweiligen Stand-

punkte beschlossen haben, können die Trilogver-

handlungen beginnen. (gdw) 

 

Leitfaden der EU-Kommission zu staatlichen 

Beihilfen 

 

Ergänzend zu der am 8. Januar 2026 in Kraft getre-

tenen Neuregelung zum DAWI-Freistellungsbe-

schluss vom 16. Dezember 2025 hat die Europäi-

sche Kommission am 27. Juli 2026 einen neuen um-

fassenden Leitfaden zu staatlichen Beihilfen für so-

ziale Unterstützung und Investitionen veröffentlicht. 

Der Leitfaden baut auf der Mitteilung der Europäi-

schen Kommission aus 2025 zur Umsetzung des 

„Clean Industrial Deal“ auf und soll die Mitgliedstaa-

ten dabei unterstützen, Beihilfemaßnahmen auszu-

gestalten und Orientierung zum Begriff der staatli-

chen Beihilfen zu geben. 

Der Leitfaden führt Informationen zu staatlichen Bei-

hilfen für soziale Unterstützung und soziale Investi-

tionen zusammen. Außerdem werden die wichtigs-

ten beihilferechtlichen Instrumente und Maßnahmen 

dargestellt, mit denen soziale Ziele unterstützt wer-

den können. Die abgedeckten Themen sind u.a.: 

 

• Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli-

chem Interesse, einschließlich Dienstleistungen 

im Bereich des sozialen und bezahlbaren Woh-

nungsbaus 

• Beschäftigungsbeihilfen für benachteiligte oder 

behinderte Arbeitnehmer sowie Beihilfen im Be-

reich Wissen und Ausbildung 

• Unterstützung von Haushalten und Gemein-

schaften für Energieeffizienzmaßnahmen zur 

Beschleunigung des Übergangs zu einer klima-

neutralen Wirtschaft 

• der Zugang von KMU und Start-ups zu Finanz-

mitteln und weiteren ausgewählten Maßnahmen 

mit sozialem Nutzen. 

 

Darüber hinaus enthält der Leitfaden allgemeine In-

formationen zum Begriff der staatlichen Beihilfen 

und mögliche Maßnahmen, die unter bestimmten 

Voraussetzungen keine staatlichen Beihilfen dar-

stellen. Er stellt die relevantesten Maßnahmen der 

Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung sowie 

ausgewählter Leitlinien, Rahmenregelungen und 

Mitteilungen zu staatlichen Beihilfen dar, die den na-

tionalen Behörden Möglichkeiten zur Gewährung 

von Beihilfen für soziale Maßnahmen und soziale In-

vestitionen eröffnen können. Zudem enthält er Aus-

legungen bestimmter beihilferechtlicher Bestimmun-

gen sowie Beispiele aus Leitfäden der Kommissi-

onsdienststellen und aus Beihilfebeschlüssen. Die 

wichtigsten Änderungen und Kernpunkte sind: 

 

• Erhöhung der Obergrenze: Die allgemeine 

Schwelle für die Freistellung von der Notifizie-

rungspflicht wurde von bisher 15 Millionen Euro 

auf 20 Millionen Euro pro Jahr angehoben, um 

Inflation und gestiegene Kosten auszugleichen. 

• Fokus auf bezahlbaren Wohnraum: Der Anwen-

dungsbereich wurde erweitert bzw. vereinfacht, 

um staatliche Investitionen in die Bereitstellung 

von sozialem und erschwinglichem Wohnraum 

drastisch zu erleichtern und auf die europaweite 

Wohnungskrise zu reagieren. Es wurde eine zu-

sätzliche Kategorie des bezahlbaren Wohn-

raums eingeführt. 

• Neues Transparenzregister: Ab dem 1. Januar 

2028 greift eine verschärfte Meldepflicht. Aus-

gleichsleistungen, die 1 Million Euro überstei-

gen, müssen innerhalb von 20 Arbeitstagen 

nach der Betrauung in einem zentralen Register 

erfasst werden. Zuvor galt diese Transparenz-

pflicht erst ab 15 Millionen Euro.  

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Feur-lex.europa.eu%2Flegal-content%2FDE%2FTXT%2FPDF%2F%3Furi%3DOJ%3AL_202502630&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cadea60410354466f13e608df0904f6bc%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639239589249573987%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=PD6tnX8kqoy9gfnGLPA7CLpQluipr5cr8c0d%2FRCVNyg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Feur-lex.europa.eu%2Flegal-content%2FDE%2FTXT%2FPDF%2F%3Furi%3DOJ%3AL_202502630&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cadea60410354466f13e608df0904f6bc%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639239589249573987%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=PD6tnX8kqoy9gfnGLPA7CLpQluipr5cr8c0d%2FRCVNyg%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fcompetition-policy.ec.europa.eu%2Fdocument%2Fdownload%2Fd0230a3b-831e-4e65-8166-2717da484e7c_en%3Ffilename%3D2026_guidance_on_SA_measures_for_social_support_and_investments.pdf&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cadea60410354466f13e608df0904f6bc%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639239589249600204%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=g%2FLsMnQdob0zqLgmfSPAbmfLwjDF8ZsCkofBkuwklT4%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fcompetition-policy.ec.europa.eu%2Fdocument%2Fdownload%2Fd0230a3b-831e-4e65-8166-2717da484e7c_en%3Ffilename%3D2026_guidance_on_SA_measures_for_social_support_and_investments.pdf&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cadea60410354466f13e608df0904f6bc%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639239589249600204%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=g%2FLsMnQdob0zqLgmfSPAbmfLwjDF8ZsCkofBkuwklT4%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fcompetition-policy.ec.europa.eu%2Fdocument%2Fdownload%2Fd0230a3b-831e-4e65-8166-2717da484e7c_en%3Ffilename%3D2026_guidance_on_SA_measures_for_social_support_and_investments.pdf&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cadea60410354466f13e608df0904f6bc%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639239589249600204%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=g%2FLsMnQdob0zqLgmfSPAbmfLwjDF8ZsCkofBkuwklT4%3D&reserved=0
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Die Kommission stellt außerdem eine eigene Web-

site zum Thema staatliche Beihilfen und soziale In-

vestitionen bereit. (gdw) 

 

EU-Kommission: Praktische Leitlinien zum Cy-

ber Resilience Act 

 

Die Europäische Kommission hat am 27. Juli 2026 

praktische Leitlinien zum Cyber Resilience Act ver-

öffentlicht, um Herstellern, Entwicklern und Unter-

nehmen jeder Größe dabei zu helfen, die Verpflich-

tungen aus dem Cyber Resilience Act zu erfüllen, 

der seit Ende 2024 in Kraft ist. Die Rechtsvorschrift 

legt Anforderungen an die Cybersicherheit über den 

gesamten Lebenszyklus digitaler Produkte fest. 

 

Die veröffentlichten Leitlinien klären unter anderem, 

wie der Anwendungsbereich des Cyber Resilience 

Act für bestimmte Produkte zu ermitteln ist:  

• Lösungen zur Datenverarbeitung aus der Ferne 

sowie freie und Open-Source-Software; 

• die Definition einer „wesentlichen Änderung“ 

(eine Änderung am Produkt mit digitalen Ele-

menten nach dessen Inverkehrbringen, die (i) 

die Konformität des Produkts mit digitalen Ele-

menten mit den in Anhang I Teil I festgelegten 

grundlegenden Anforderungen beeinträchtigt; 

oder (ii) zu einer Änderung des vorgesehenen 

Verwendungszwecks führt, für den das Produkt 

mit digitalen Elementen bewertet wurde); 

• das Verständnis und die Anwendung von Sup-

portzeiträumen;  

• Meldepflichten und Anforderungen an die Risi-

kobewertung. (gdw) 

  

Vertragsverletzungsverfahren wegen Nich-

tumsetzung der EPBD 

 

Am 15. Juli 2026 hat die Europäische Kommission 

Vertragsverletzungsverfahren gegen alle 27 EU-Mit-

gliedstaaten wegen der Nichtumsetzung der EU-Ge-

bäuderichtlinie (EPBD) eingeleitet.  

 

Die Richtlinie zur Energieeffizienz von Gebäuden 

(EU) 2024/1275 hätte bis zum 29.05.2026 in natio-

nales Recht umgesetzt werden müssen. Das in Arti-

kel 17 Absatz 15 geregelte EU-weite Verbot von fi-

nanziellen Anreizen und staatlicher Förderung für 

fossile Heizungen musste bereits bis zum 

01.01.2025 umgesetzt werden. Die EPBD legt neue 

Mindestenergieeffizienzstandards und die schritt-

weise Renovierung des Gebäudebestands fest.  

 

Die EU-Mitgliedstaaten hatten nun zwei Monate 

Zeit, um auf die Aufforderung der Kommission zu re-

agieren. Im Anschluss kann die Kommission eine 

mit Gründen versehene Stellungnahme verlangen 

und im letzten Schritt Klage vor dem EuGH erheben. 

(gdw)      

 

 

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fcompetition-policy.ec.europa.eu%2Fstate-aid%2Fsocial-investment_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cadea60410354466f13e608df0904f6bc%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639239589249618863%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=ET0GZXgnF1UUOd1TqRwNJV9vQNsV0Z3Xnvo8gAgsV1w%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fcompetition-policy.ec.europa.eu%2Fstate-aid%2Fsocial-investment_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cadea60410354466f13e608df0904f6bc%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639239589249618863%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=ET0GZXgnF1UUOd1TqRwNJV9vQNsV0Z3Xnvo8gAgsV1w%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fcompetition-policy.ec.europa.eu%2Fstate-aid%2Fsocial-investment_en&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cadea60410354466f13e608df0904f6bc%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639239589249618863%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=ET0GZXgnF1UUOd1TqRwNJV9vQNsV0Z3Xnvo8gAgsV1w%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fdigital-strategy.ec.europa.eu%2Fen%2Flibrary%2Fcommission-publishes-new-guidance-support-timely-cyber-resilience-act-implementation&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7Cf6a076f0f36b4617d9b908def1faec16%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639214257158863255%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=sUgygRIRAwyTLOk7dhlX%2FqdSZ0TmCoXC8me60YhWWCQ%3D&reserved=0
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STADTENTWIC KLUN G UND  RAUM ORDNUNG 

Durchführungsverordnung zu städtischen Mobi-

litätsindikatoren veröffentlicht  

 

Die Europäische Kommission hat im Juni eine 

Durchführungsverordnung zur Festlegung eines ge-

meinsamen Satzes von Indikatoren für die urbane 

Mobilität angenommen, die in der gesamten Euro-

päischen Union anzuwenden sind. Mit der Durchfüh-

rungsverordnung werden die Mitgliedstaaten beauf-

tragt, politikrelevante Daten zur städtischen Mobilität 

zu erheben, um Städten, Mitgliedstaaten und EU-In-

stitutionen dabei zu helfen, Entwicklungen auf der 

Grundlage zuverlässiger Daten zu überwachen. Mit-

gliedstaaten sind verpflichtet, den ersten Datensatz 

bis Ende 2027 vorzulegen und danach alle vier 

Jahre zu aktualisieren. 

Die Indikatoren decken die Bereiche Nachhaltigkeit, 

Verkehrssicherheit und Zugänglichkeit ab. Dazu ge-

hören unter anderem Treibhausgasemissionen, 

Verkehrsüberlastung, Verkehrsunfälle, Modal Split, 

Zugang zu Mobilitätsangeboten, Luftverschmutzung 

und Lärm. Hintergrund ist die überarbeitete TEN-T-

Verordnung zur Stärkung der insgesamt 431 städti-

schen Knotenpunkte im europäischen Verkehrs-

netz. Sie verpflichtet Städte unter anderem zur re-

gelmäßigen Bereitstellung von Mobilitätsdaten und 

der Aufstellung nachhaltiger urbaner Mobilitäts-

pläne, deren Leitlinien im Juni 2026 aktualisiert wur-

den. (dv) 

 

Neuer EU-Demografiebericht hebt Notwendig-

keit einer gestärkten territorialen Dimension in 

der EU-Strukturpolitik hervor  

 

In einem im Juli veröffentlichten Bericht mit dem Titel 

„Demographic transformation in the EU: under-

standing change and adapting to its consequences“ 

zeichnet die Gemeinsame Forschungsstelle der Eu-

ropäischen Kommission den demografischen Wan-

del und seine Auswirkungen in Europa nach. Der 

Bericht untersucht aktuelle Entwicklungen, langfris-

tige Projektionen und deren Folgen unter anderem 

für Wirtschaft und Arbeitsmarkt, soziale Sicherungs-

systeme, Wohnen und regionale Entwicklung. Er 

macht deutlich, dass nicht allein die Entwicklung der 

Gesamtbevölkerung entscheidend ist. Von beson-

derer Bedeutung sind die Alterung der Bevölkerung, 

die sinkende Zahl der Menschen im Erwerbsalter so-

wie die stark unterschiedlichen Entwicklungen zwi-

schen wachsenden Städten und Regionen mit Be-

völkerungsverlusten. Anfang 2025 lebten rund 450,6 

Millionen Menschen in der EU. Die Bevölkerung wird 

voraussichtlich 2029 mit etwa 453,3 Millionen Men-

schen ihren Höchststand erreichen und anschlie-

ßend zurückgehen. Für 2050 werden rund 445 Milli-

onen, für 2100 nur noch knapp 399 Millionen Ein-

wohnerinnen und Einwohner erwartet.  

Der Bericht hebt hervor, dass Bevölkerungsverluste 

keineswegs nur ein ländliches Problem sind. Wäh-

rend 83 Prozent der überwiegend ländlichen Regio-

nen bis 2050 schrumpfen dürften, gilt dies auch für 

57 Prozent der städtischen Regionen. Der Bericht 

spricht sich deshalb dafür aus, demografische Ent-

wicklungen in den Regionen systematischer in die 

Politikgestaltung einzubeziehen. Dabei verweist der 

Bericht ausdrücklich auf die Bedeutung integrierter 

territorialer Strategien im Rahmen der EU-Kohäsi-

onspolitik, die eine wirtschaftliche Entwicklung, Da-

seinsvorsorge, Bildung und Qualifizierung, Mobilität, 

digitale Anbindung und Wohnraumversorgung mitei-

nander verbinden. (dv)  

https://transport.ec.europa.eu/news-events/news/commission-adopts-implementing-regulation-strengthen-sustainable-urban-mobility-through-harmonised-2026-07-09_en?prefLang=de&etrans=de
https://urban-mobility-observatory.transport.ec.europa.eu/sustainable-urban-mobility-plans/guidelines-developing-and-implementing-sustainable-urban-mobility-plan-0_en?prefLang=de
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC147518
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WOHNUNGS-  UND IMM OBILIENWIRTSCHAFT  

ETS II: Europäisches Parlament beschließt An-

passung der Marktstabilitätsreserve 

Am 15. September hat das Europäische Parlament 

die politische Einigung mit dem Rat der EU zur An-

passung der Marktstabilitätsreserve (MSR) für den 

neuen Emissionshandel für Gebäude und Straßen-

verkehr (ETS 2) angenommen. Die MSR dient dazu, 

Ungleichgewichte zwischen Angebot und Nachfrage 

von Emissionszertifikaten auszugleichen und damit 

stärkere Preisschwankungen im Emissionshandel 

abzufedern. 

 

Die Neuregelung soll insbesondere die Preisstabili-

tät beim vollständigen Start des ETS 2 im Jahr 2028 

erhöhen. Hierzu wird die Marktstabilitätsreserve 

über 2030 hinaus verlängert. Zugleich wird der be-

stehende Preiskontrollmechanismus gestärkt: Über-

schreitet der CO₂-Preis 45 Euro je Tonne (Preisni-

veau von 2020), können künftig 40 statt bislang 20 

Millionen zusätzliche Zertifikate aus der Reserve 

freigegeben werden. Auch bei einer niedrigen Zahl 

umlaufender Zertifikate soll die Freigabe künftig 

schrittweiser erfolgen. 

 

Nach der Zustimmung des Parlaments steht noch 

die formelle Annahme durch den Rat der EU aus. 

Die Änderungen treten 20 Tage nach ihrer Veröf-

fentlichung im Amtsblatt in Kraft. (zia) 

 

Ausschreibung der 6. Ausgabe der "European 

Responsible Housing Awards" eröffnet 

 

Wie alle zwei Jahre organisieren Housing Europe, 

der Internationale Mieterbund (IUT) und DELPHIS 

die Ausschreibung für die „European Responsible 

Housing Awards“ (ERHIN-Awards). Dieser Wettbe-

werb wird von der Europäischen Kommission unter-

stützt. 

 

Teilnehmen können Wohnungsanbieter aus dem 

sozialen und bezahlbaren Wohnungsbau.  

 

Bewerbungen sind bis zum 31. Dezember 2026 

möglich und müssen in englischer Sprache einge-

reicht werden. Die Auszeichnungen werden in fünf 

Kategorien vergeben: 

 

1. Faire Finanzierung für bezahlbaren Wohn-

raum und wirtschaftliche Verantwortung 

 

2.  „Mehr als nur ein Dach“ – Lokale soziale 

Nachhaltigkeit für Gemeinschaften 

 

3. Vorreiter der Innovation für eine gerechte 

Energiewende 

 

4. Aufbau strategischer Allianzen und Förde-

rung der Bürgerbeteiligung 

 

5. Ein Extra an Engagement für die Wohnraum-

versorgung junger Menschen 

 

Eine unabhängige Jury wird insbesondere Partner-

schaften und Stakeholder-Dialog, Sensibilisierung 

und Leadership, Transparenz und Rechenschafts-

pflicht, die praktische Umsetzung und Übertragbar-

keit, die erzielten Wirkungen sowie den Innovations-

grad der eingereichten Projekte bewerten. Entschei-

dend ist dabei auch, ob die Projekte die Wohnver-

hältnisse und das Leben der Menschen konkret ver-

bessern.  

 

Die Preisverleihung wird im Rahmen des Internatio-

nal Social Housing Festivals vom 7. bis 9. Juni 2027 

in Lissabon stattfinden. Das Festival bringt Woh-

nungsanbieter des sozialen und bezahlbaren Wohn-

raums, politische Entscheidungsträger, Mieterver-

treter, Stadtplaner, Architekten, Forscher, Journalis-

ten sowie Aktivisten aus aller Welt zusammen. (gdw) 

  

https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.responsiblehousing.eu%2F&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C50e3a71e32cc458b599408df14ca2e35%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639252530717759481%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=B9BJPNw%2FOLSZKTO66h9PfxcO0O7aguMUtBll6RlTidY%3D&reserved=0
https://deu01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.responsiblehousing.eu%2F&data=05%7C02%7CBuelens%40gdw.de%7C50e3a71e32cc458b599408df14ca2e35%7C84bdc0ffcfe84406ae6e4faa9c86f6ae%7C0%7C0%7C639252530717759481%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=B9BJPNw%2FOLSZKTO66h9PfxcO0O7aguMUtBll6RlTidY%3D&reserved=0
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Smart Meter: Europäische Kommission will Aus-

bau beschleunigen 

 

Am 17. Juli 2026 hat die Europäische Kommission 

einen Legislativvorschlag zur weiteren Elektrifizie-

rung und Digitalisierung des europäischen Energie-

systems vorgelegt. Dieser sieht unter anderem erst-

mals verbindliche Ausbauziele für intelligente 

Stromzähler (Smart Meter) vor. Demnach sollen bis 

Ende 2030 mindestens 50 % und bis Ende 2033 

mindestens 75 % aller Endkunden mit intelligenten 

Messsystemen ausgestattet sein. Mitgliedstaaten, 

deren Ausbauquote bei Inkrafttreten der Verordnung 

unter 30 % liegt, sollen jeweils ein zusätzliches Jahr 

erhalten. 

Bislang lässt die Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie 

(EU) 2019/944 den Mitgliedstaaten beim Smart-Me-

ter-Roll-out vergleichsweise großen Spielraum und 

knüpft einen flächendeckenden Ausbau insbeson-

dere an nationale Kosten-Nutzen-Analysen. Nach 

dem vorliegenden Kommissionsvorschlag sollen 

solche Analysen künftig erst für einen Ausbau ober-

halb von 75 % maßgeblich sein. Die Kommission be-

gründet ihren Vorschlag mit der Bedeutung von 

Smart Metern für dynamische Stromtarife, Flexibili-

tätsdienste (Redispatch-Maßnahmen) und die In-

tegration von Wärmepumpen, Ladeinfrastruktur, 

Photovoltaik und Batteriespeichern. Der Vorschlag 

befindet sich nun im ordentlichen Gesetzgebungs-

verfahren und sowohl das Europäische Parlament 

als auch der Rat der EU müssen sich noch zu dem 

Vorschlag positionieren, bevor sie gemeinsam mit 

der Kommission darüber verhandeln. 

Für Deutschland sind die geplanten Vorgaben be-

sonders relevant. Ende 2025 waren nach Angaben 

der Bundesnetzagentur rund 3 Millionen intelligente 

Messsysteme installiert, was etwa 5,5 % aller Mess-

stellen entspricht. Deutschland liegt damit unter dem 

europäischen Durchschnitt von etwa 65%. (zia)

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52026PC0600&qid=1784719441095
https://energy.ec.europa.eu/topics/eus-energy-system/electrification_en
https://energy.ec.europa.eu/topics/eus-energy-system/electrification_en
https://energy.ec.europa.eu/topics/eus-energy-system/electrification_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX%3A32019L0944
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FINANZM ÄRKTE UND  FINANZIER UNGSFRAGEN  

Mitteilung der EU-Kommission zum Wettbe-

werbsrecht im Bankensektor 

 

Im Juli 2026 veröffentlichte die EU-Kommission ihre 

Mitteilung zur Wettbewerbsfähigkeit des Banken-

sektors und zum Binnenmarkt im Bankwesen. Darin 

identifiziert sie drei zentrale Herausforderungen:  

• die Fragmentierung des europäischen Ban-

kenmarktes; 

• die unzureichende Berücksichtigung euro-

päischer Besonderheiten bei der Umset-

zung internationaler Standards  

• sowie die hohe Komplexität des europäi-

schen Bankenaufsichtsrechts. 

Die EU-Kommission spricht sich insbesondere für 

den Abbau von Hindernissen für grenzüberschrei-

tend tätige Bankengruppen aus. Hierzu soll unter 

anderem die gruppenweite Bereitstellung und Ver-

teilung von Kapital und Liquidität auf allen Ebenen 

effizienter gestaltet werden. Darüber hinaus sollen 

Risiken aus einer übermäßigen Konzentration von 

Forderungen gegenüber Staaten begrenzt werden. 

Weitere Maßnahmen betreffen die Stärkung ver-

lässlicher Letztsicherungsmechanismen für die Li-

quiditätsbereitstellung im Abwicklungsfall sowie eine 

weitergehende Harmonisierung des Insolvenzrechts 

innerhalb der Europäischen Union. 

Zudem kündigt die EU-Kommission an, die durch 

den Output-Floor eingeführte Kapitaluntergrenze für 

Banken zu überprüfen. Ziel ist es, ein angemesse-

nes Gleichgewicht zwischen der Widerstandsfähig-

keit des Bankensektors und der Finanzierung der 

Realwirtschaft zu gewährleisten. Darüber hinaus 

soll ein tragfähiger europäischer Ansatz für die Ei-

genkapitalanforderungen für Marktrisiken entwickelt 

werden. Schließlich sollen die aufsichtsrechtlichen 

Vorgaben für kleinere und weniger komplexe Ban-

ken stärker am Grundsatz der Proportionalität aus-

gerichtet werden. Weiterhin ist eine Überarbeitung 

des makroprudenziellen Rahmenwerks geplant, mit 

dem Ziel, die Anzahl und Anforderungen an die Ka-

pitalpuffer zu reduzieren. 

Abschließend kündigt die EU-Kommission Maßnah-

men an, die eine klare Abgrenzung zwischen ver-

bindlichen gesetzlichen Anforderungen und unver-

bindlichen Leitlinien der Aufsichtsbehörden in der 

Aufsichtspraxis sicherstellen sollen. Zugleich sollen 

sich Gesetzgeber und Bankenaufsicht stärker auf 

wesentliche Risiken für die Finanzstabilität konzent-

rieren und von einer Kultur der Null-Risikotoleranz 

Abstand nehmen.  

Parallel befasst sich auch das Europäische Parla-

ment mit der Wettbewerbsfähigkeit des Bankensek-

tors. Der Wirtschafts- und Währungsausschuss 

(ECON) veröffentlichte im September den Entwurf 

eines Initiativberichts der Berichterstatterin Isabel 

Benjumea Benjumea (EVP). Darin werden unter an-

derem weitere Schritte zur Vollendung der Banken-

union und zum Abbau nationaler Hindernisse im Bin-

nenmarkt, eine Vereinfachung der Kapitalanforde-

rungen sowie eine stärkere Berücksichtigung von 

Wettbewerbsfähigkeit und Innovation durch die eu-

ropäischen Aufsichtsbehörden gefordert.  

Die EU-Kommission ruft alle Interessenträger dazu 

auf, zu der Mitteilung Stellung zu nehmen. Die Rück-

meldungen sollen in die derzeitige Ausarbeitung 

konkreter Gesetzgebungsvorschläge einfließen, de-

ren Veröffentlichung für das erste Quartal 2027 ge-

plant ist. (vdp, zia) 

 

Nachhaltigkeitsberichterstattung: Europäische 

Kommission verabschiedet überarbeitete ESRS  

 

Die Europäische Kommission hat die überarbeiteten 

European Sustainability Reporting Standards 

(ESRS) sowie einen neuen freiwilligen Nachhaltig-

keitsberichtsstandard final verabschiedet. Die Neu-

fassung ist Teil der Vereinfachung der Nachhaltig-

keitsberichterstattung im Rahmen des Omnibus-I-

Pakets und soll die Anforderungen unter der Nach-

haltigkeitsberichterstattungs-Richtlinie (Corporate 

Sustainability Reporting Directive, CSRD) deutlich 

reduzieren. 

https://finance.ec.europa.eu/news/commission-adopts-revised-sustainability-reporting-standards-reduce-administrative-burdens-eu-2026-07-03_en
https://finance.ec.europa.eu/news/commission-adopts-revised-sustainability-reporting-standards-reduce-administrative-burdens-eu-2026-07-03_en
https://finance.ec.europa.eu/publications/omnibus-i-package-commission-simplifies-rules-sustainability-and-eu-investments-delivering-over-eu6_en
https://finance.ec.europa.eu/publications/omnibus-i-package-commission-simplifies-rules-sustainability-and-eu-investments-delivering-over-eu6_en
https://finance.ec.europa.eu/financial-markets/company-reporting-and-auditing/company-reporting/corporate-sustainability-reporting_en
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Die überarbeiteten ESRS enthalten nach Angaben 

der Kommission mehr als 60 % weniger ver-

pflichtende Datenpunkte. Zugleich wurde die We-

sentlichkeitsprüfung vereinfacht, Überschneidungen 

reduziert und zusätzliche Erleichterungen bei der 

Berichterstattung eingeführt. Parallel schafft die 

Kommission einen freiwilligen Standard für Unter-

nehmen außerhalb des verpflichtenden CSRD-An-

wendungsbereichs (VS-Standard). Dieser soll ins-

besondere kleineren Unternehmen einen verhältnis-

mäßigen Rahmen für Nachhaltigkeitsinformationen 

gegenüber Geschäftspartnern und Finanzinstituten 

bieten und zugleich Informationsanforderungen in-

nerhalb der Wertschöpfungskette begrenzen (value-

chain-cap). Die Rechtsakte wurden am 21. Septem-

ber im Amtsblatt veröffentlicht und treten somit am 

11.Oktober 2026 in Kraft. (zia) 

 

EU-Offenlegungsverordnung (SFDR): EU-Parla-

ment verabschiedet Verhandlungsmandat 

Am 10. September 2026 hat der Wirtschafts- und 

Währungsausschuss (ECON) des Europäischen 

Parlaments seine Position zur Überarbeitung der 

EU-Offenlegungs-Verordnung (Sustainable Finance 

Disclosure Regulation, SFDR) angenommen. Die 

seit 2021 geltende SFDR bildet den europäischen 

Rahmen für nachhaltigkeitsbezogene Offenlegun-

gen bei Finanzprodukten und verpflichtet Finanz-

marktteilnehmer unter anderem dazu, Informationen 

über die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsrisi-

ken bereitzustellen. In der Praxis haben sich die Of-

fenlegungskategorien nach Artikel 8 und Artikel 9 

zunehmend zu einer faktischen Klassifizierung von 

Finanzprodukten entwickelt. Mit der Reform sollen 

die Vorgaben daher vereinfacht und stärker auf die 

Vergleichbarkeit und Verständlichkeit der Nachhal-

tigkeitsmerkmale von Finanzprodukten ausgerichtet 

werden. 

Im Zentrum der Reform steht die Ablösung der bis-

herigen Systematik durch drei neue freiwillige Pro-

duktkategorien: „Sustainable“, „Transition“ und 

„ESG Basics“. Diese sollen zwischen bereits weitge-

hend nachhaltigen Investitionen, Investitionen zur 

Finanzierung des Übergangs zu einer nachhaltige-

ren Wirtschaft sowie Produkten unterscheiden, die 

Nachhaltigkeitsaspekte berücksichtigen, ohne die 

Anforderungen der beiden anderen Kategorien zu 

erfüllen. Eine direkte Überführung bestehender „Ar-

tikel 8“- oder „Artikel 9“-Produkte in die neuen Kate-

gorien ist dabei nicht vorgesehen. 

Nachdem der Rat bereits im Juni seine Verhand-

lungsposition festgelegt hatte, liegen nun die Positi-

onen beider Gesetzgeber vor. In wesentlichen Punk-

ten besteht Übereinstimmung über die Einführung 

der drei Kategorien und die Vereinfachung der Of-

fenlegungspflichten. Die Trilogverhandlungen wer-

den voraussichtlich im Oktober beginnen. (zia) 

 

ESMA und EBA: EU-Parlament bestätigt Kandi-

daten für Führungspositionen der EU-Aufsichts-

behörden 

Am 15. September 2026 hat das Europäische Par-

lament die Kandidaturen von Carlo Comporti für den 

Vorsitz der Europäischen Wertpapier- und Marktauf-

sichtsbehörde (ESMA) und von Thomas Gstädtner 

für das Amt des Exekutivdirektors der Europäischen 

Bankenaufsichtsbehörde (EBA) bestätigt. 

Comporti ist derzeit Kommissar bei der italienischen 

Finanzmarktaufsicht CONSOB und seit 2024 Mit-

glied des ESMA-Verwaltungsrats. Zuvor war er un-

ter anderem bereits für ESMA sowie deren Vorgän-

gerorganisation CESR tätig. Er soll die derzeitige 

ESMA-Vorsitzende Verena Ross zum 1. November 

ablösen. 

Gstädtner ist derzeit bei der Europäischen Zentral-

bank (EZB) tätig, wo er als Head of Division im Be-

reich der mikroprudenziellen Bankenaufsicht arbei-

tet. Zuvor war er unter anderem für die Deutsche 

Bank tätig. 

Nach der Zustimmung des Europäischen Parla-

ments müssen die Ernennungen nun noch formell 

abgeschlossen werden. Beide Ämter werden für 

eine Amtszeit von fünf Jahren vergeben. (zia) 

 

https://eur-lex.europa.eu/eli/reg_del/2026/1563/oj/eng
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260907IPR47414/meps-vote-for-clearer-simpler-sustainable-finance-disclosure-rules
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260907IPR47414/meps-vote-for-clearer-simpler-sustainable-finance-disclosure-rules
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2026/06/24/council-agrees-position-on-simpler-transparency-rules-for-sustainable-financial-products/
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2026/06/24/council-agrees-position-on-simpler-transparency-rules-for-sustainable-financial-products/
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AKTUELLES AU S D ER FÖRDERLAND SCHAFT  / VER ANSTALTUNGEN  

EUI öffnet neuen Peer-Review-Call für nachhal-

tige Stadtentwicklungsstrategien  

 

Der Peer-Review-Call ist ein Förderangebot der Eu-

ropäischen Stadtinitiative zum Kapazitätsaufbau in 

europäischen Städten. Der Call ist vom 1. Oktober 

bis zum 12. November 2026 geöffnet und unterstützt 

Städte, die bereits EFRE-Mittel in der nachhaltigen 

Stadtentwicklung (sog. Artikel-11-Städte) dabei, ihre 

Strategien der nachhaltigen Stadtentwicklung (z. B. 

ISEKs) gezielt weiterzuentwickeln. In einem zweitä-

gigen Workshop arbeiten „Cities-Under-Review“ ge-

meinsam mit europäischen Experten und Expertin-

nen aus vier bis sechs Städten an einer vorher defi-

nierten Problemstellung. Städte können sich entwe-

der als "City-Under-Review" oder als städtische 

Fachkraft bewerben – und so lokale Expertise als 

Peer-Reviewer in den Prozess einbringen. Mehr In-

formationen zum Format finden Sie hier. (dv) 

 

Interreg: Aktuell sind 14 Förderaufrufe für  

deutsche Städte geöffnet 

 

Interreg fördert mit Mitteln des Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung (EFRE) die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit europäischer Regio-

nen. Derzeit sind 14 Förderaufrufe geöffnet, an de-

nen sich Akteure aus mehreren deutschen Grenzre-

gionen beteiligen können. Die Ausschreibungen de-

cken unterschiedliche Themenfelder ab und reichen 

von Innovation und Mobilität bis hin zu Kleinprojek-

ten der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. 

Ein Großteil der Aufrufe ist noch bis Dezember 2026 

geöffnet und bietet damit ausreichend Zeit für die 

Projektentwicklung. Weitere Informationen zu den 

einzelnen Fördermöglichkeiten finden Sie auf der 

Website des Interreg-Programmes. Interessierten 

Antragstellern wird empfohlen, frühzeitig Kontakt mit 

der zuständigen Interreg-Kontaktstelle in Deutsch-

land aufzunehmen. (dv) 

 

Technischer Dialog zur europäischen Strategie 

zur Armutsbekämpfung – die Europäische Kom-

mission sucht Erfahrungsberichte von städti-

schen Mitarbeitenden 

 

Die Europäische Kommission sucht kommunale Mit-

arbeitende und Praktiker und Praktikerinnen, die di-

rekt an der Entwicklung oder Umsetzung lokaler 

Strategien und Maßnahmen zur Armutsbekämpfung 

beteiligt sind und ihre Erfahrungen sowie beste-

hende Hindernisse in einen technischen Dialog zur 

europäischen Strategie zur Bekämpfung von Armut 

einbringen können. Der Austausch findet am 18. No-

vember 2026 in Amsterdam im Rahmen der Konfe-

renz „Cities at the Core“ statt, welche das 10-jährige 

Bestehen der Urbanen Agenda für die EU feiert. 

Mehr Informationen finden Sie hier. (dv) 

 

Politischer Austausch der Europäischen Stadt-

initiative zu Urbanem Wassermanagement 

 

Die Europäische Stadtinitiative (EUI) veranstaltet 

am 24. und 25. November 2026 in Brügge ein Policy 

Lab zum Thema urbanes Wassermanagement. Im 

Mittelpunkt steht die Frage, wie Städte angesichts 

von Klimawandel, Hochwasser- und Dürreereignis-

sen eine wassersensible Stadtentwicklung voran-

treiben können. Die Veranstaltung bietet Kommu-

nen die Möglichkeit, Erfahrungen auszutauschen 

und praxisnahe Ansätze zu Themen wie integrierter 

Wasserbewirtschaftung, blau-grüner Infrastruktur, 

Digitalisierung und Governance kennenzulernen. 

Anmeldungen sind öffentlich möglich, kommunale 

Akteure werden bevorzugt berücksichtigt. Mehr In-

formationen finden Sie hier. (dv) 

 

Kapazitätsaufbau für Kommunen zur EU-Verord-

nung zur Wiederherstellung der Natur 

 

Die Europäische Stadtinitiative (EUI) veranstaltet 

am 20. und 21. Oktober 2026 in Wien eine Veran-

staltung zum Kapazitätsaufbau kommunaler Ak-

https://www.urban-initiative.eu/news/zweiter-call-fur-peer-reviews-im-jahr-2026-geoffnet
https://interreg.eu/calls-for-projects/?country=Germany&programme=Interreg+France-Belgium-Germany-Luxembourg+(Grande+R%C3%A9gion%2FGro%C3%9Fregion)&programme=Interreg+France-Germany-Switzerland+(Upper+Rhine)&programme=Interreg+Germany-The+Netherlands&programme=Interreg+Germany%2FMecklenburg-Western+Pomerania%2FBrandenburg-Poland&programme=Interreg+Germany%2FSaxony-Czechia&programme=Interreg+Maas-Rijn%2FMeuse-Rhin%2FMaas-Rhein+(Netherlands-Belgium-Germany)
https://www.urbanagenda.urban-initiative.eu/news/join-us-amsterdam-european-commission-technical-dialogue-implementing-eu-anti-poverty-strategy
https://www.urban-initiative.eu/events/eui-focused-policy-lab-water-management
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teure zur Umsetzung der EU-Wiederherstellungs-

verordnung. Im Fokus stehen die neuen Anforderun-

gen an Städte, insbesondere der Erhalt und Ausbau 

urbaner Grünflächen, die Stärkung der Baumkro-

nenüberschirmung sowie der Einsatz naturbasierter 

Lösungen für Klimaanpassung und Hochwasser-

schutz. Die Veranstaltung bietet Kommunen prakti-

sche Informationen, Good-Practice-Beispiele und 

Austauschmöglichkeiten zur Vorbereitung auf die 

Umsetzung der nationalen Wiederherstellungs-

pläne. Die Anmeldung zur Veranstaltung ist bis zum 

15. Oktober 2026 möglich. Mehr Informationen fin-

den Sie hier. (dv) 

 

 

 

 

https://www.urban-initiative.eu/events/eu-weites-capacity-building-event-wien-von-nationalen-wiederherstellungsplanen-zu-gruneren

